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Beschlüsse des 22. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die staatliche Genehmigung der Ausgabe von Inhaber- 
und Orderschuldverschreibungen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbudis 

§ 1 

§ 795 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erhält 
folgende Fassung: 

„Im Inland ausgestellte Schuldverschreibun- 
gen auf den Inhaber, in denen die Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme versprochen 
wird, dürfen nur mit staatlicher Genehmi- 
gung in den Verkehr gebracht werden, soweit 
nicht Ausnahmen zugelassen sind. Das Nähere 
bestimmt ein Bundesgesetz. 

Eine ohne die erforderliche staatliche Ge- 
nehmigung in den Verkehr gelangte Schuld- 
verschreibung ist nichtig; der Aussteller hat 
dem Inhaber den durch die Ausgabe verur- 
sachten Schaden zu ersetzen.“ 

§ 2 

Nach § 808 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
wird folgender § 808a eingefügt: 

„§ 808a 

Im Inland ausgestellte Orderschuldver- 
schreibungen, in denen die Zahlung einer 
bestimmten Geldsumme versprochen wird, 
dürfen, wenn sie Teile einer Gesamtemission 
darstellen, nur mit staatlicher Genehmigung 
in den Verkehr gebracht werden, soweit nicht 
Ausnahmen zugelassen sind. Das Nähere be- 
stimmt ein Bundesgesetz. Die Vorschriften 
des § 795 Abs. 2 sind entsprechend anzuwen- 
den.“ 


ZWEITER ABSCHNITT 

Zuständigkeit und Verfahren für die staat- 
liche Genehmigung der Ausgabe von Inhaber- 
und Orderschuldverschreibungen 

§ 3 

Die nach den §§ 795 und 808a des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs erforderlidie staatliche 
Genehmigung wird durch den zuständigen 
Bundesminister im Einvernehmen mit der 
obersten Behörde des Landes erteilt, in dessen 
Gebiet der Aussteller seinen Wohnsitz oder 
seine gewerbliche Niederlassung ha'. Die Er- 
teilung der Genehmigung und die Bestim- 
mungen, unter denen sie erfolgt, sollen durch 
den Bundesanzeiger bekanntgemacht werden. 

§ 4 

Die Vorschriften des § 795 Abs. 1 Satz 1 
und des § 808a Satz 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs finden keine Anwendung auf 
Schuldverschreibungen, die von dem Bund 
oder einem Land ausgegeben werden. Die 
Länder sollen jedoch Schuldverschreibungen 
der in den §§ 795 und 808a des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bezeichneten Art nur in den 
Verkehr bringen, wenn die oberste Landes- 
behörde sich zuvor mit dem zuständigen 
Bundesminister ins Benehmen gesetzt hat und 
wenn dies in den Urkunden vermerkt Ist. 

§ 5 

Für die Erteilung der Genehmigung nacii 
§§ 795 und 808a des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs hat der Antragsteller eine Verwaltungs- 
gebühr von einem Viertel vom Tausend des 
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Nennbetrages der beantragten Emission, 
höchstens zweitausend Deutsche Mark, zu 
entrichten. Wird der Antrag abgelehnt, so 
beträgt die Gebühr ein Viertel dieses Satzes, 
höchstens zweihundertfünfzig Deutsche Mark. 

§ 6 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig Inhaber- oder 
Orderschuldverschreibungen ohne die nach 
§ 795 oder nach § 808 a des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs erforderliche staatliche Geneh- 
migung in Verkehr bringt; 

2. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen eine solche 
staatliche Genehmigung zu erschleichen; 

3. einer an eine solche Genehmigung geknüpf- 
ten Auflage zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark geahndet werden, 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in zwei Jahren. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
der für die Erteilung der staatlichen Geneh- 
migung zuständige Bundesminister oder die 
von ihm bestimmte Bundesbehörde. Die Be- 
fugnisse der obersten Verwaltungsbehörde 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten) werden von dem in Satz 1 ge- 
nannten Bundesminister wahrgenommen. 

§ 7 

(1) Wenn gesetzliche Vertreter oder Be- 
vollmächtigte einer juristischen Person oder 
Personenvereinigung in Ausübung ihrer Ob- 
liegenheiten eine der in § 6 mit Geldbuße 
bedrohten Ordnungswidrigkeiten begehen, so 
haften neben ihnen die Vertretenen als 
Gesamtschuldner für Geldbußen, die diese 
Personen verwirken, sowie für Verfahrens- 


und Vollstreckungskosten, die ihnen auferlegt 
werden. 

(2) Die Haftung tritt nicht ein, wenn der 
Betroffene stirbt, bevor der Bußgeldbescheid 
ihm gegenüber rechtskräftig geworden ist. 
Erzwingungshaft kann an dem Betroffenen 
ganz oder zum Teil vollstreckt werden, ohne 
daß die juristische Person oder Personenver- 
einigung, die für die Geldbuße haftet, in An- 
spruch genommen wird. 

(3) Die Vertretenen sind zu Bußgeldver- 
fahren zuzuziehen. Sie können in dem Ver- 
fahren selbständig die Rechte geltend machen, 
die dem Betroffenen zustehen. 

(4) Im Bußgeldbescheid ist darüber zu er- 
kennen, ob die Vertretenen für die Geldbuße 
sowie die Verfahrens- und Vollstreckungs- 
kosten haften. Ist die Zuziehung im Bußgeld- 
verfahren unterblieben, so kann gegen die 
Vertretenen durch besonderen Bescheid er- 
kannt werden. Dieser Bescheid steht einem 
Bußgeldbescheid gleich. 

DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 8 

§ 6 des Ersten Abschnitts des Kapitels III 
des Ersten Teils der Vierten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zum Sdiutze des In- 
neren Friedens vom 8. Dezember 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 699) wird aufgehoben. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nada seiner 
Verkündung in Kraft. 
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